
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die öffentliche Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Stadtsanierung der 
Stadt Nierstein 
 
vom 05.11.2025 
 
in Nierstein, Rathaus Nierstein, Bildstockstraße 10 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 19:30 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Peter Krämer 3. Beigeordneter und Vorsitzender   
Lucia Schenk Ausschussmitglied   
Michael Voß Ausschussmitglied   
Gerd-Helmut Hexemer Ausschussmitglied   
Hans-Joachim Kehl Ausschussmitglied   
Benedikt Stratmann Ausschussmitglied   
Ekkehard Huff Ausschussmitglied   
Stefan Petry Ausschussmitglied   
Peter Falk Ausschussmitglied   

 
Entschuldigt: 
Rüdiger Horn Ausschussmitglied   
Thilo Mayer Ausschussmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Entschuldigt: 
Jochen Schmitt Stadtbürgermeister   
Norbert Engel 1. Beigeordneter   
Michael Sander 2. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Anke Garcia Schriftführung   
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Die Mitglieder des Ausschusses für Bauwesen und Stadtsanierung der Stadt Nierstein sind 
mit der Einladung vom 28.10.2025 auf Mittwoch, 05.11.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der 
Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich 
bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
 
Der Vorsitzende bittet um Zustimmung zur Änderung/Ergänzung der Tagesordnung wie folgt:  
Top II Bauantrag Schmiedegasse 10, 043/2025/0094 
Die nachfolgenden Punkte verschieben sich dementsprechend.  
 
Zustimmung zur geänderten/ergänzten Tagesordnung: einstimmig Ja  
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Stadt Nierstein; 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 in der Stadt Nierstein 

(Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park);  
Zustimmung der Ortsgemeinde gemäß § 67 Abs. 2 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0089) 
 

2. Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Schmiedgasse; Flur 1, Flurstück 164/10 
Fristende: 16.12.2025 
Ergänzung einer Pergola und Grundstückseinfriedung an einem bestehenden Gebäude im 
Geltungsbereich der Gestaltungssatzung. 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0094) 
 

3. Mitteilungen 
 

4. Anfragen 
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Tagesordnung 
 
 
1. Stadt Nierstein; 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 in der Stadt Nierstein 

(Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park);  
Zustimmung der Ortsgemeinde gemäß § 67 Abs. 2 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0089) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hatte in seiner Sitzung am 6. 
Juni 2024 die Aufstellung der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum 
und Gewerbe Rhein-Selz-Park) für die ehemaligen Militärstandort ‚Anderson Barracks & 
Housing Dexheim‘ in der Stadt Nierstein beschlossen. Ziel der vorbereitenden Planung ist die 
Ansiedlung eines großflächigen Rechenzentrums sowie von ergänzenden gewerblichen 
Nutzungen. Die bisherige Darstellung als Sonderbaufläche „Offroad – 
Unterkunft/Freizeiteinrichtungen – Veranstaltung“ gemäß der geltenden 1. Änderung des 
Flächennutzungsplans im südöstlichen Teil soll durch die vorliegende Planung in gewerbliche 
Bauflächen geändert werden. Die Konkretisierung der gewerblichen Nutzungen in dem 
Bereich bleibt dem künftigen Bebauungsplanverfahren vorbehalten. 
Der Planentwurf zur 8. Änderung des FNP wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren 
„Rhein-Selz-Park, II/Rechenzentrum“ aufgestellt und zum Gegenstand einer frühzeitigen 
Beteiligung sowie einer förmlichen Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung gemacht. Zum 
Planentwurf gingen lediglich 5 Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit und von den beteiligten 
66 Träger öffentlicher Belange (33 Behörden und 33 Ortsgemeinden/Nachbargemeinden) nur 
11 Stellungnahmen mit Anregungen, Hinweisen ein. Ein Großteil der Hinweise betraf die 
Ebene des Bebauungsplans bzw. die Genehmigungsebene, etwa die Umsetzung des 
Entwässerungskonzepts, der Umgang mit Starkregenereignissen, die Abwärmenutzung und 
die Nutzung erneuerbarer Energien, die Höhenbegrenzung bei den Schornsteinen. Fragen der 
Ortsgemeinden (etwa zur Entwässerung, zu Immissionen und etwaigen Blendwirkungen durch 
Photovoltaikanlagen auf den Dächern und Fassaden) konnten durch Erläuterungen der 
Fachgutachter geklärt werden. 
 
Keine der Stellungnahmen erfordert eine Änderung der Planung. Aufgrund der Hinweise gab 
es lediglich punktuelle Ergänzungen in der Planbegründung. 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beabsichtigt daher, in seiner 
öffentlichen Sitzung am 04.12.2025 den Feststellungsbeschluss zur 8. Änderung des 
Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) zu fassen.  
Der Feststellungsbeschluss bedarf gemäß § 67 Abs. 2 GemO der Zustimmung der 
verbandsangehörigen Ortsgemeinden/Städte. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn mehr als 
die Hälfte der Ortsgemeinden/Städte zugestimmt hat und in diesen mehr als zwei Drittel der 
Einwohner der Verbandsgemeinde wohnen. Kommt die Ermittlung der Mehrheit im gesamten 
Gebiet der Verbandsgemeinde nicht zustande, so entscheidet der Verbandsgemeinderat mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder.  
 
Die 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-
Selz-Park) wird nach der Beschlussfassung des Verbandsgemeinderats und bei Vorliegen der 
mehrheitlichen Zustimmung der Ortsgemeinden der Kreisverwaltung Mainz-Bingen als 
höherer Verwaltungsbehörde gemäß § 6 Abs. 1 BauGB zur Genehmigung vorgelegt. Der 
Flächennutzungsplan tritt dann mit der ortsüblichen Bekanntmachung der Genehmigung in 
Kraft.  
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Anlage: 
 
Flächennutzungsplan 2030 – 8. Änderung (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-
Park), Stand: Oktober 2025, Planzeichnung im Original-Maßstab 1:5000  
Aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz, stehen die genannten Anlagen 
im Sitzungsdienstprogramm als Download zur Verfügung. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt, der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum 
und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) der Verbandsgemeinde Rhein-Selz (s. Anlage) gemäß § 
67 Abs. 2 GemO i.V.m. § 203 Abs. 2 BauGB zuzustimmen. 
 
Beratung: 
 
Im Lauf der Beratung regt Herr Falk an, einen besonderen Schwerpunkt auf 
Starkregenereignisse (Regenrückhaltebecken, etc.) zu setzen über das Sicherheitserfordernis 
des 100-jährigen Regenereignisses hinaus. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja  
 
 
 
 
2. Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Schmiedgasse; Flur 1, Flurstück 164/10 
Fristende: 16.12.2025 
Ergänzung einer Pergola und Grundstückseinfriedung an einem bestehenden 
Gebäude im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung. 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0094) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  

Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  

 

Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 16.12.2025.  
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• Bauantrag  

Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung einer Pergola sowie eines Zauns zur 
Grundstückseinfriedung an einem bestehenden Gebäude. 

 

• planungsrechtliche Zulässigkeit 

Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 

Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  

 

• Gestaltungssatzung/Stellungnahmen GSW/Büro Deubert  

Das Vorhaben befindet sich darüber hinaus im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der 
Stadt Nierstein sowie im förmlich festgesetzten Sanierungsgebiet. 

Zum Bauantrag wurde daher beim betreuenden Planungsbüro Deubert eine Stellungnahme 
nach § 144 BauGB sowie zu den Regelungen der Gestaltungssatzung eingeholt. 

Gemäß der Gestaltungssatzung der Stadt Nierstein, Zone I, sind bei Einfriedungen und 
baulichen Nebenanlagen grundsätzlich ortstypische Materialien und eine zurückhaltende und 
der Umgebung angepasste Farbgestaltung zu verwenden, um das gewachsene 
Erscheinungsbild des historischen Stadtkerns zu bewahren. Der Einsatz von WPC-Elementen 
und Aluminiumkonstruktion entspricht diesen Vorgaben gemäß der Einschätzung des Büro 
Deubert nicht, da es sich hierbei um nicht ortsbildtypische Materialien handelt. 

Da sich das Vorhaben jedoch im rückwärtigen, nicht öffentlich einsehbaren Bereich des 
Grundstücks befindet, ist eine negative Beeinträchtigung des Stadtbildes nicht zu erwarten.   

Aus städtebaulicher Sicht kann dem Antrag daher ausnahmsweise zugestimmt werden. 

Gleichwohl wird seitens des Büro Deubert darauf hingewiesen, dass aus ökologischer und 
gestalterischer Sicht die Eingrünung des Sichtschutzes, beispielsweise durch das Setzen einer 
Hecke oder anderen Bepflanzung eine klimafreundlichere und Ortsbildverträglichere Lösung 
darstellen würde.  

Unter Berücksichtigung der genannten Aspekte wird seitens des Planungsbüro Deubert dem 
Bauausschuss empfohlen, dem Bauantrag im Sinne des § 144 / 145 BauGB zuzustimmen. 

 

 

Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  

 

Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 

 

Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  

 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Bauausschuss erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB sowie die Genehmigung 
gemäß § 144 BauGB zum vorliegenden Bauantrag. 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert das Vorhaben und zeigt Pläne. 
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Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja  
 
 
 
 
3. Mitteilungen  

 

• Der Vorsitzende informiert über die Absicht der Planungsänderung der Investoren 
hinsichtlich der „Alten Erdkaub“, welche damit begründet werden soll, dass kein 
Kellergeschoss gebaut werden kann. Man will den „nicht überbaubaren Bereich“ 
überbauen. Eine Abweichung vom Bebauungsplan sollte, so die Meinung des 
Vorsitzenden, nicht genehmigt werden.  

 
 
 
 
4. Anfragen  

 

• Herr Voß bittet bzgl. der Fäulingstraße 41 die errichteten Gebäude mit dem Bauantrag 
abzugleichen. 

• Hinsichtlich der am Gehweg gesetzten Poller, Pestalozzistraße 46, bittet Herr Hexemer um 
Überprüfung  

• Gegenüber dem/den Anwesen Wörrstädter Str. 90/92 soll geprüft werden, ob die an der 
dortigen Mauer angebrachten Kameras zulässig sind 

• Herr Kehl informiert über die Info-Veranstaltung zur kommunalen Wärmeplanung, die am 
06.11.2025/18.3o Uhr in Dalheim stattfinden wird.  
Er wird teilnehmen und berichten.  
Der Vorsitzende erläutert die Vorgehensweise der VG/EWR 

 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Peter Krämer Anke Garcia 
3. Beigeordneter   

 
 
 


